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Beschlüsse des 21. Ausschusses! 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der §§ 1274 ff, der Reichsversicherungsordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sehUssen: 

Artikel I 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1274 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 
„Trifft die Invalidenrente mit einer Yer- 
letztenrente aus der Unfallversicherung 
zusammen, so wird die Invalidenrente 
zu drei Vierteln unverkürzt gewährt: das 
restliche Viertel ruht bis zur Höhe der 
V erletztenrente. ’* 

b) Im Absatz 2 werden die Worte „die 
Hälfte’* durch die Worts „ein Viertel” 
ersetzt. 


c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
„Wenn die Invalidenrente und die Ver- 
letztenrente aus der Unfallversicherung 
auf verschiedenen Folgen von Umständen 
beruhen, wird die Invalidenrente unver- 
kürzt gewährt.” 

2. § 1279 erhält die folgende Fassung: 
„Beim Zusammentreffen 

1 . mehrerer Renten aus der Invaliden- 
versicherung oder 

2. einer Invalidenrente mit einer Hinter- 
bliebenenrente aus der Angestellten- 
versicherung oder aus der knapp- 
sehaftlicben Rentenversicherung und 
umgekehrt 

erhält der Berechtigte die höchste Rente 
und von den anderen Renten ohne Kinder- 
zuschuß drei Viertel.” 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1952 in Kraft. 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der §§ 1274 IT. 
der Reichsversicherungsordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 1274 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Trifft die Invalidenrente mit einer Verletztenrente aus 
der Unfallversicherung zusammen, so wird die Invali- 
denrente zu drei Vierteln unverkürzt gewährt; das 
restliche Viertel ruht bis zur Höhe der Verletzten- 
rente.“ 

b) Im Absatz 2 werden die Worte „die Hälfte“ durch die 
Worte „ein Viertel“ ersetzt. 

2. $ 1279 erhält die folgende Fassung: 

4 1279 

Beim Zusammentreffen 

1. mehrerer Renten aus der Invalidenversicherung oder 

2. einer Invalidenrente mit einer Hinterbliebenenrente aus 
der Angestelltenversicherung oder aus der knappschaft- 
liehen Rentenversicherung und umgekehrt 

erhält der Berechtigte die höchste Rente und von den 

anderen Renten ohne Kinderzuschuß drei Viertel.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des Gesetzes über die 
Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4.' Januar 1952 (BGBl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


Artikel III 


Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1952 in Kraft. 



